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Hans Weiss

Man schiagt den Sack
und meint den Esel

das Verbandsheschwerderecht agie-

renden politischen Kréafte sehen darin eine
rot-griine Verschwirung gegen Fortschritt und
Wirtschaftswachstum. Sie sind sich nicht
hewusst, dass diese Einrichtung zu hundert
Prozent eine hiirgerliche Erfindung ist.

Keine Geringeren als die bekannten freisinnigen Staats-
rechtler Hans Huber und Max Imboden waren die Viter
eines gesetzlichen Instrumentes, dem wir es seit 1967
weitgehend verdanken, dass nicht noch mehr Seeufer,
Rebberge, Aussichtslagen und naturnahe Landschaften
zersiedelt oder verschandelt sind. Konkret: dass die
Behorden bei der Erfiillung ihrer Aufgaben etwas hiufi-
ger auch den Schutz von Landschaft, Natur und Ortsbil-
dern in die Waagschale legen, als es sonst der Fall wire.
Wie sehr das auch den wirtschaftlichen Anliegen des
ganzen Landes zugute kommt, lisst sich daran erkennen,
dass Raumplaner und Wirtschaftsforderer die hohe
Lebensqualitit und die schone Landschaft als Standort-
vorteil fiir die Ansiedlung von Unternehmen anpreisen
und Tourismusorganisationen oder Unternehmen des
offentlichen und des privaten Verkehrs damit werben.

Umstrittenes Rechtsmittel

Unumstritten war das Verbandsbeschwerderecht aller-
dings nie. Wie ein Blitz schlug es ein, als an einem
Sommerabend 1968 der Nachrichtensprecher von
Radio DRS bekannt gab, der Gesamtbundesrat habe
entschieden, eine Beschwerde von Pro Natura, Heimat-
schutz und Vereinigung fiir Landesplanung gutzuheis-
sen. Die Beschwerde verlangte, die vom Kanton
Graubiinden und dem (damals zustindigen) Eidgends-
sischen Departement des Innern erteilte Projektgeneh-
migung fiir eine neue Kantonsstrasse zwischen Same-
dan und Celerina sei aufzuheben. Man sah darin nicht
einen Angriff gegen das Wirtschaftswachstum, sondern
gegen die eiferstichtig gehiitete Autonomie der Kanto-
ne. Dabei wurde in der offentlichen Diskussion nie
gesagt, dass der Bundesrat dem Kanton nicht verboten

hatte, einen hisslichen Strassendamm zwischen Dorf
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und Kirchhtigel und durch die noch unverbauten
Schlaufen des Inn zu bauen, sondern nur entschieden
hatte: Wenn ihr das bauen wollt, dann zahlen wir (der
Bund) nicht auch noch-80% der Kosten daran. Das war
der erste gerichtliche Entscheid, der auf Grund einer
Umweltbeschwerde  privater Organisationen und
gestiitzt auf das Natur- und Heimatschutzgesetz von
1967 getroffen wurde.

Es folgten weitere Beschwerdeentscheide zu Gunsten
der Erhaltung von Natur und Landschaft. Erinnert sei
an das Projekt einer Luftseilbahn auf den Feekopf, einen
nahezu 4000 m hohen Berggipfel oberhalb von Saas
Fee. Die vom Departement fiir Energie und Verkehr
1970 erteilte Konzession fir eine Luftseilbahn wurde
von der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz (SL), vom
Schweizer Alpen-Club (SAC) und dem Schweizer Hei-
matschutz angefochten und in der Folge vom Gesamt-
bundesrat annulliert. Bei Salgesch im Mittelwallis
schickte sich 1986 eine Rebbaugenossenschaft an, eine
reizvolle, mit kleinen Eichenwildchen bestockte Hiigel-
landschaft mit dem Bulldozer grossflichig dem Erdbo-
den gleichzumachen (Bild 1). Das Bundesgericht stopp-
te das Projekt und entschied, dass es gegen das
Waldgesetz verstosse, denn dieses schiitze auch kleine
bestockte Waldflichen, unabhingig von ihrem Wert
und Ertrag, wenn sie fur die Erholung, die Artenvielfalt
und die Okologie wichtig seien.

Biirgerliche Personlichkeiten fiir die Umwelt

In anderen Fillen kam es gar nicht zu einem gerichtli-
chen Verfahren. Die Verantwortlichen gelangten zur Ein-
sicht, es sei besser, der Umwelt schon bei der Planung das
angemessene Gewicht einzurdumen. Dabei war von
grosser Bedeutung, dass sich damals an vor-
derster Front Personlichkeiten aus den biirgerlichen Rei-
hen fir das Verbandsbeschwerderecht einsetzten, bei-
spielsweise der Ziircher Nationalrat Erwin Akeret (SVP),
der St. Galler Nationalrat und erste SL-Prisident Rudolf
Schatz (FDP) oder sein Nachfolger, Herbert Wolfer,
Delegierter der Firma Sulzer u. Co. Sie appellierten an
die Banken und die Wirtschaft, in ithren unternehmeri-
schen Entscheiden die knapp gewordenen Gliter
Umwelt, Natur und Landschaft hoher zu gewichten.
Das blieb nicht ohne Wirkung. Kurz nachdem eine Ver-
tretung der SL 1986 beim Prisidium der Nordost-




schweizerischen Kraftwerke (NOK) vorstellig geworden
war, entschied der NOK-Verwaltungsrat, auf die Aus-
nutzung der erteilten Konzession zur Wasserkraftnut-
zung auf der Greina-Hochebene zu verzichten. Ein wei-
teres Beispiel: Jules Jakob, damaliger Direktor des
Bundesamtes fir Strassenbau, verschanzte sich ange-
sichts der Naturschutzopposition nicht hinter Plinen
und Paragrafen. Er liess sich bei einem persénlichen
Augenschein von der Schénheit der Rheinauen zwi-
schen Rothenbrunnen und Rhiziins im Domleschg
beeindrucken und tiberzeugte anschliessend den Bun-
desrat, die geplante Autostrasse A 13 nicht wie geplant
mitten durch die Flusslandschaft zu bauen, sondern in
einen Tunnel zu verlegen.

Die Liste der Beispiele, wo sich die Verbandsbeschwer-
de direkt oder indirekt erfolgreich auswirkte, liesse sich
weit verlingern. Eines ist allen Beispielen gemeinsam:
Es ist kein einziger Entscheid bekannt, der heute
bedauert wird.

Private Organisationen als Umwelt-Anwilte
Inzwischen wurde das Recht zur Verbandsbeschwerde
auf weitere Bereiche des Umweltrechts ausgedehnt,
und die Fille haben sich zum Teil in die Agglomeratio-
nen verlagert, wo die verschiedenen Interessen aus
raumlichen Griinden noch stirker aufeinander prallen
und Entscheide darum konflikttrichtiger sind.

1
Hiigellandschaft bei Salgesch VS. Das Bundesgericht stoppte ein
Rodungsprojekt der Rebbaugenossenschaft. Auch kleine hestockte
Waldflachen seien durch das Waldgesetz geschiitzt, wenn sie fiir
Erholung, Artenvielfalt und Okologie wichtig sind (Bild: Hans Weiss)

Fiir viele Gegner ist es stossend, dass private Organisa-
tionen Entscheide von demokratisch gewihlten Behor-
den zur Uberpriifung vor eine unabhingige Gerichts-
instanz bringen diirfen. Sie vergessen dabei aber das
Prinzip der Gewaltentrennung und dass die Beschwer-
defiihrer nichts anderes geltend machen kénnen als die
Einhaltung von Vorschriften zum Schutz der Umwelt,
die ebenfalls auf demokratischem Weg erlassen wurden.
Auch stort es die Gegner der Verbandsbeschwerde,
wenn Umweltorganisationen im Namen der Natur, die
sonst keinen Anwalt hat, Entscheide weiterziehen kén-
nen. Es stort sie aber keineswegs, wenn Private, die sich
in ihren Interessen betroffen fithlen, das ebenfalls tun
kénnen. In dem Zusammenhang sei daran erinnert,
dass nur etwa 1% aller Verwaltungsgerichtsbeschwer-
den auf Umweltorganisationen zuriickgehen. Deren
Erfolgsquote ist mit 63 % (gegeniiber 18.6 % im Schnitt)
tberdurchschnittlich hoch.

Was die angebliche Verteuerung anbelangt, so miisste
man auch einmal die Kosten ermitteln, die der Volks-
wirtschaft infolge uniiberlegter, schlecht geplanter
oder iiberdimensionierter Vorhaben erwachsen. Kurz-
um: Dass das Beschwerderecht der Umweltorganisatio-
nen unter Beschuss geraten ist, kann nur mit tief sit-
zenden psychologischen Verdringungsmechanismen
erklirt werden. Man schligt den Sack und meint den
Esel.

Hans Weiss, dipl. Ing. ETH/SIA, Bern, war
1968-72 Chef der Amtsstelle fiir Natur- und Land-
schaftsschutz des Kantons Graubiinden,
Geschéftsleiter der Stiftung Landschaftsschutz
Schweiz (1972-92) und des eidg. Fonds Land-
schaft Schweiz, FLS (bis 2001). Heute ist er frei-
beruflich tatig. hweiss@bluewin.ch




	Man schlägt den Sack und meint den Esel

